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PETITION

Sehr geehrte Frau Präsidentin des I'tiedersächsischen Landtagsl
Sehr geehrte Abgecrdnete des Petitionsausschusses des t{iedersäcirsischen l-andtagsl

Jum *1.*8.1982 erhleit ich eine Pianstelle ais Seamtin auf Probe am Grotefend Gynrnasiurn in Hann.
Munden. Aufgnirnd einer,,&egelabfr*ge" beim Hessischen Landesamt frir Veriassungsschutz und
dessen &r:rtshlife- oi:wonl seit L§79 eine ,,Regelabfrage" in Hessen wegen l..jnverhälinismäßigkeit
nicht nrehr prakliziert tcdur{ie - erfn{gte am 16.ffi.1§82 *ine sechsstündige Gesinnungsanhärung im
l{ ; eSe r$ichsische n M iniste ri Lli'ft de s I n nern.
Affi CIE.1?,1§8? teiite mir die tsezirksregierung Sraunschweig mit, daß meine Einsteiiung abgelehnt
wurde. Der Ab[ehnungsbescheid der Anhörungskommission erfolgte einzig und allein aufgrund der
vermuteten il4ltgliedschaft in der Deutschen Kommunistischen Partei {DKPi und der Prognose, daß
ich mich zwar dienstlich ar.lch zukünftig vedassungstreu verhalten würde, außerdienstlich jedoch
nichi;ederzeit für die *freiheitlich denrckratische Grundordnung" eintreten wünde.
Eine ",§ir:relfal{prufung" fand nicht wirklich st*ft, dle rahlreich*n Unterstützr.ingsschreiben vcn
Gewerks*haften, *und der:'rokratischer Wissenschaftler und Einrelp*rsönlichkeiten, die mein
dernokratise hes Engag*rnent in vielen ßereichen der §eseiischaft urürdigten, wurden ignoriert.{1}

Aufgrund meiner Bewerbung in den hessischen Schulciiensi ern;eit ich iin Nachrückverfahren zum
01.02. 1983 eine &ean:tensteile ar"if Frobe irn Werra-Meißner Kreis. ich haite mich zuglelch ar, der
privat geführten ßiindenstudienanstalt in fularburg um etne Steile bemitht und eine Ziisage erhalten
Diese sagte ic!'l ab, nachdem ich das Angebot des Regierungspräsidiums KasseI vcm 18.0L.1g83
erhalten l"ratte.

Statt meiner §instellung rn*ßte ich mieh aber aufgrund einer Pressenotiz uber rnein Berufsverbot in
trVieeiersachseri ärn 2E.01.1"983 einer vierstündigen Anhörung im Regierungspräsidium Kassel
unterziehen. lch stand wieeier rnit ieeren l"fänden da.
Arn 07.Ü2.1983 erfclgte ein ,,perseinliehes Gespräch" rnii F"lerrn Kultusrninister Flans Kroilrnann in
Wiesbaden.
Zum ÜL'03.1983 wurde ich danaeh als Angestellte an der Joseph-v.- [ichendorff- Se hu]e in Kassel
eingestellt"

Meine §insteliung ais Studienrätin z"A. verzögerte sich um mehr ais zy"rei Jahre , erst mit Wirkung vorn
22.Oktober 1"985 wurde ich in das ßeamtenverhältnis *uf Lebenszeit berufen.
lrn iahre 2011"1 mußte ich mich aus gesunciheitlichen Gründen, die aue h durch die traumatischen
Irfahrungen und posttraurnatischen BelastungJen durch eJas Berufsverbot mitverursacht worden
wären, in den vorz*itigen Ruhestancj versetzen iassen.
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ln den Urkunden zum 2Sjährigen Dienstjubiläurn und zurVersetzung in den Ruhestand wurde rnir

Dank und Anerkennung für die ,,geleisteien treuen Dienste" im hessischen §cl'ruldienst

ailsgesprochen. Dr:ch das Stigma der ,,Verfassungsfeineiin" wurde bisher nicht korrigiert und nieht zu

t-,lnree ht erklärt. üies empfinde iah nae h wie vor als ehrenrührig und als eine unerträgliche Kränkung 
"

Unfassbar ist mir bis heute geblieben, daß 1982 der *irektor des Grotefend Gymnasiums, Ür. Karl-

Fleinz Kausch, wleder in sein An:t gesetzt wurde. Der Geschichtslehr*r Heiner Luthardt unterrichtete

dort jahrelang unbeheiligt. Beide verharmlosten das 3.Reich ri{fentlie h, letuterer gab Nazipropaganda

an eine 1§jährige Schülerin weiter. Beide galten 1982 als verfassungstreu und wurden wegen

fehiencier Mässigung eu geringfügigen befristeten 6ehaltskürzungen verurteilt, während mir die

§iiistellxng ais ßeamtin auf Probe verweigert wurde. im CÜU-regierten Niec{ersachsen galt die

ideologisehe Riehtschnur: !§azis in"r §chuldienst tolerieren, Linke au§Brenze§ utrd ausschließen.

Der Niedersächsische Landtag sprach in seiner Entschließung im Jahr 2016 von einem ,,unrühmIichen
Kapitef"in der 6eschichte Niedersachsens und bedauerte ausdrücklich die Folgen des

,,Radikalenbeschlusses". Eine Entschuldigung und eine Entschädigung des Unrechts und seiner

materiellen und irnmateriellen Folgen edolgte bislang nicht. {1)

lch bitte daher rneiner Petition stattzi;geben. lm einzelnen bitte ich um

Eine Entschuidigung der Niedersächsischen Landesregierung für das mir zugefügte Unrecht

durch die Anwe nd u ng des,,Radikalenbaschlusses"

Eine angemessene Entschädigung bzw" Wiedergutmachung der materiellen und

immateriellen Folgen meines Berufwerbots
Die Einrichtung eines Runden Tisches mit Betroffenen und 6ewerkschaften

Die Veröffentlichung des Serichtes der f{iedersächsischen Landesbeauftragten für die

Auf*rbeitung der Schicksale im Zusamnrenhang m!t dern sogenannten Radikalerrerlass und

Diskussion des Themas irn Plenum des [-andtages

Eine stärkere Berücksichtigung des Themas in der Politischen Biidung, insbesondere im

Schulbereie h

\r.(r1*lt Kassel, den 1"6" Januar 2023

Anrnerkun6 1"i ßerufsv*rbote in Niedersachsen 1"972 * :.99ü" I-lrsg. Jutta Rübke, Niedersächsische

Lanciesbeauftragte frir die Aulfarbeitung cier Schicksale im Zusarnmenhang n:it dern sogenannten

Radikaienerlass, Hannover 2018.

Siehe darin S. 1.4.8 * 157 zu meiner Falldarstellung'
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